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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 1993/94 vom Fachbereich 
Rechtswissenschaft der Freien Universität Berlin als Dissertation angenom-
men. Der Untersuchung lagen insbesondere die Gesetzesentwürfe der Bundes-
regierung zur Änderung des Grundgesetzes und der Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuordnung des Eisenbahnwesens (Eisenbahnneuordnungsgesetz -
ENeuOG) vom 26. März 1993 zugrunde. Sofern die endgültigen Fassungen 
der Texte der Grundgesetzänderung vom 20. Dezember 1993 und des Eisen-
bahnneuordnungsgesetzes vom 27. Dezember 1993 von den Gesetzesentwür-
fen abweichen, sind diese berücksichtigt. Bis Februar 1995 veröffentlichte 
Rechtsprechung und Literatur habe ich in die Fußnoten eingearbeitet. 

Aufgrund seines frühen Todes konnte Professor Dr. Eberhard Grabitz, der 
die Arbeit angeregt und ursprünglich betreut hat, das Erscheinen dieses Bu-
ches nicht mehr miterleben. Die Abhandlung wäre ohne seine Förderung und 
Unterstützung nicht zustandegekommen. Ihm gebührt mein Dank. 

Mein besonderer Dank gilt Herrn Professor Dr. Michael Ronellenfitsch, der 
die Arbeit bis zu ihrer Fertigstellung betreut und das Erstgutachten erstellt hat. 
Für die Erstellung des Zweitgutachtens bin ich Herrn Professor Dr. Christoph 
Müller sehr verbunden. Ferner danke ich Herrn Professor Dr. Wolf gang Graf 
Vitzthum und den Mitherausgebern sowie dem Verlag Duncker & Humblot, 
Berlin, für die Aufnahme der Arbeit in die Reihe "Tübinger Schriften zum 
Staats- und Verwaltungsrecht". Weiterhin danke ich der Firma D & S Compu-
tersysterne, Berlin, rur Ihre Mithilfe bei der Erstellung der Druckvorlage. 

Der Deutschen Bahn AG gilt der Dank des Verfassers rur die großzügige 
Gewährung eines Druckkostenzuschusses. 

Berlin, im Mai 1995 

Gerhard Schulz 
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Einleitung 

Gegenstand der Arbeit ist eine Analyse des Eisenbahnwesens des Bundes 
sowie die Stellung der deutschen Bahnen auf dem europäischen Binnenmarkt. 

Das Thema der Arbeit wird damit von zwei Rechtsbereichen eingegrenzt. 
Zum einen bildet die Analyse der verfassungsrechtlichen Grundlagen des Ei-
senbahnwesens des Bundes den Ausgangspunkt der Untersuchung. Zum ande-
ren sollen Organisation, Rechtsstellung und Marktverhalten der deutschen 
Bahnen auf ihre Vereinbarkeit mit dem Gemeinschaftsrecht, insbesondere den 
Regeln des EG-Vertrages, überprüft werden. 

Das staatliche Eisenbahnwesen in Deutschland steht derzeit vor dem "ge-
waltigsten Bruch in der Geschichte der deutschen Eisenbahnen"l. Am 26. 
März 1993 hat die Bundesregierung dem Bundesrat einen Entwurf zur Ände-
rung des Grundgesetzes2 und einen Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung 
des Eisenbahnwesens3 vorgelegt. Am 20. Dezember 1993 hat der Bundestag 
mit Zustimmung des Bundesrates das Grundgesetz geändert4 und am 27. De-
zember 1993 das Gesetz zur Neuordnung des Eisenbahnwesens beschlossen5 . 
Ziel der Strukturreform der Bundeseisenbahnen ist die Erhöhung der Lei-
stungsfahigkeit der Eisenbahnen. Grundlage der vorgelegten Entwürfe sind 
die Vorschläge der von der Bundesregierung am 1. Februar 1989 eingesetzten 
unabhängigen Regierungskommission Bundesbahn. Die "revolutionären" 
Elemente der Bahnreform sind die Privatisierung, die Regionalisierung und 
die Öffnung des Bahnnetzes für den Wettbewerb. 

Eine Rückkehr zum Anfang: als erste deutsche Dampfbahn wurde 1834 von 
Nürnberger Kaufleuten die "Ludwigs-Eisenbahn-Gesellschaft" ins Leben geru-
fen. Das private Unternehmen feierte am 7. Dezember 1835 die Streckeneröff-
nung der "Ludwigsbahn" von Nürnberg nach Fürth. Auch in Sachsen und 
Preußen, dem größten deutschen Staat, wurden zunächst nur Privatbahnen ge-
gründet, die ohne jede Einschränkung als Unternehmen zu charakterisieren 
sind und auch als solche bezeichnet wurden. Das preußische "Gesetz über die 

1 
2 
3 
4 
5 

"Der Spiegel" vom 24. Juni 1991, S. 103. 
BR-Drucks. 130/93. 
BR-Drucks. 131/93. 
BGBI. I S. 2089. 
BGBI. I S. 2378. 
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Eisenbahn-Unternehmungen" vom 3. November 18386 legte den Eisenbahn-
unternehmern zwar zahlreiche Auflagen auf, jedoch wurden diese ganz über-
wiegend im Interesse der Betriebssicherheit erlassen. Es handelte sich um ge-
werberechtliehe Vorschriften, nicht um Verkehrsrecht. In ihrer Geschäftsfüh-
rung waren die Eisenbahnunternehmer frei. In anderen deutschen Staaten, 
z.B. in Baden und Braunschweig, waren dagegen von Anfang an Staatsbahnen 
gegründet worden 7 . 

Nachdem die Bedeutung der Eisenbahnen als wesentliches Instrument zur 
Förderung der Industrialisierung und der allgemeinen wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Entwicklung erkannt worden war, gingen nahezu alle deut-
schen Eisenbahnen allmählich in Staatseigentum über. Seitdem ist die Bahn in 
Deutschland Staatsbetrieb, seither ist sie aufgebaut wie eine Behörde. 

Nach der Verstaatlichungswelle der Zeit ab 1871 haben die deutschen Ei-
senbahnen so ziemlich alle denkbaren Formen von der vollen Einbindung in 
die allgemeine staatliche Verwaltung unter unmittelbarer Leitung eines Eisen-
bahn- oder Verkehrsministers bis hin zur gesellschaftsrechtlichen Lösung etwa 
der Deutschen Reichsbahngesellschaft in der Zeit von 1924 bis 1937 durchlau-
fen. Erstes einheitliches staatliches Eisenbahnunternehmen war die Deutsche 
Reichsbahn. 1920 gegründet, wurden in ihr durch den "Staatsvertrag über den 
Übergang der Staatseisenbahnen auf das Reich"8 alle deutschen Staatsbahnen 
zusammengeschlossen. Die Deutsche Reichsbahn, die gemäß Art. 92 der Wei-
marer Reichsverfassung9 "als ein selbständiges wirtschaftliches Unternehmen 
zu verwalten" war, unterstand dem Reich unmittelbar. 

Nach dem zweiten Weltkrieg lagen die Bahnanlagen weitgehend in Trüm-
mern. Die politische Neuordnung Deutschlands hatte auch ihre Auswirkungen 
auf die Organisation der deutschen Eisenbahnen. 1951 wurde in der Bundesre-
publik formell die Deutsche Bundesbahn (OB) aus den bis dahin von den drei 
westlichen Besatzungszonen getrennt verwalteten Teilen der früheren Deut-
schen Reichsbahn geschaffen. 

In der DDR fuhr die Deutsche Reichsbahn (OR) weiter und wurde als Teil 
des "einheitlichen sozialistischen Transportwesens" zum größten volkseigenen 
Betrieb. Auch das West-Berliner Streckennetz wurde auf grund alliierter Ver-
einbarungen von der Reichsbahn betrieben. Nach dem Beitritt der DDR zur 
Bundesrepublik Deutschland blieben im vereinten Deutschland zunächst noch 
beide Staatsbahnen bestehen und sollen jetzt nach den Vorstellungen der Bun-
desregierung in eine Deutsche Bahn AG überführt werden. 

6 
7 
8 
9 

GS 1838 S. 505. 
Vgl. Vaerst, Die Deutsche Bundesbahn, 294 (294). 
GS 1920 S. 773. 
RGBI. 1919 S. 1383. 
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Der dringende Handlungsbedarf einer grundlegenden Bahnreform ergibt 
sich aus apokalyptisch anmutenden Prognosen zur Verkehrsentwicklung bis 
zum Jahre 2010, den wachsenden Belastungen des Bundeshaushalts auf grund 
des erheblich gestiegenen Finanzbedarfs der Deutschen Bahnen DB und DR 
sowie den rechtlichen Anforderungen, die das Gemeinschaftsrecht an die 
rechtliche Ausgestaltung des Marktes für Eisenbahnverkehrsdienste stellt. 

Das Zusammenwachsen der beiden Teile Deutschlands sowie die fortschrei-
tende Integration Europas im Westen durch die Vollendung des Binnenmark-
tes und die Öffnung der Grenzen nach Osteuropa werden zu einem erhebli-
chen Verkehrswachstum in den nächsten Jahren führen. Gegenwärtig (1993) 
wird für die Bundesrepublik eine Zunahme der Nachfrage nach Schienenver-
kehrsleistungen im Güterverkehr um 55% und im Personenverkehr um 41% 
prognostiziert. Der Güterverkehr der Binnenschiffahrt wird um 84% steigen 
und im Luftverkehr beträgt die Steigerungsrate 151%. Im öffentlichen Stra-
ßenverkehr wird mit einer Steigerungsrate von 27% gerechnet lO . Die alther-
gebrachten strukturellen und ordnungspolitischen Rahmenbedingungen kön-
nen den sich daraus ergebenden Anforderungen für ökonomisch wirkungs-
volle, ökologisch vertretbare und sichere Transportabläufe jedoch nicht mehr 
gerecht werdenIl . Ohne grundlegende Strukturänderungen muß diese Ent-
wicklung zum Verkehrsinfarkt führen. 

Ziel der Verkehrspolitik der Bundesregierung ist es, trotz der erwarteten 
Zunahme des Verkehrs dessen Umweltbelastung abzubauen. Das Heilmittel 
zur Lösung dieses Zielkonflikts wird insbesondere in der Stärkung der Wett-
bewerbsposition der Eisenbahnen gesehen12 . 

Im insgesamt wachsenden Personenverkehr wurde der Schienenverkehr der 
Deutschen Bundesbahn in den letzten 40 Jahren jedoch zu einem "Nischen-
produkt". Seit den 60er Jahren gingen die Marktanteile zurück. Der Marktan-
teil (Umsätze) betrug im Nahverkehr nur noch 4% und im Fernverkehr noch 
6%13 . Im Güterfernverkehr hatte der Schienenverkehr der DB seine Verkehrs-
leistungen (tkm) zwischen 1979 und 1991 in etwa halten können, war jedoch 
in Relation zu allen Konkurrenten stark geschrumpft: Der Marktanteil der DB 

IODaten aus der Begründung zum Entwurf des ENeuOG, BR-Drucks. 131193, S. 55. 
11 Zum realökonomischen Hintergrund der Bahnstrukturreform, soweit es den künftigen Wett-

bewerb zwischen den bisherigen Bundeseisenbahnen und den privaten Konkurrenten des Gewerbes an-
geht, vgl. Seidenfus, ZVW 1989,73 (77 ff.). 

12 Bundesverkehrsminister Wissmann, OB 1993,4411442; Bundeskanzler Kohl, OB 1991,267 
(267). 

13 1950 lag der Anteil der Eisenbahnen an den Personenverkehrsleistungen noch bei 37,7% ge-
genüber 32,8% des Individualverkehrs. 1960 hatte der Individualverkehr jedoch schon einen Anteil 
von 62,4% gegenüber 17,1% der Eisenbahnen, vgl. Angaben bei Vaersl, Die Deutsche Bundesbahn, 
294 (298). 
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